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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen 

einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufstellung der Grundregeln 
für die Lieferung von Rindfleischkonserven an bestimmte internationaie 
Organisationen und Entwickiungsiänder im Rahmen der 
Nahrungsmitteihiife 

eines Beschiusses des Rates zur Eröffnung von Verhandiungen mit dem 
Weiternährungsprogramm über eine Nahrungsmitteihiife in Form von 
Rindfieischkonserven, wie in der obigen Verordnung vorgesehen, sowie 
über die vorzeitige Durchführung des ausgehandeiten Abkommens 

einer Entschiießung des Rates über die Finanzierung der durch die 
Lieferung von Rindfieischkonserven im Rahmen der Nahrungsmitteihiife 
verursachten Ausgaben 

— Drucksache 7/2651 — 


A. Problem 

Die Lager der Interventionsstellen für Rindfleisch, in denen 
sich große und noch wachsende Mengen Rindfleisch befinden, 
müssen entlastet werden. Der EG-Kommission sind Bitten um 
Nahrungsmittelhilfe in Form von Rindfieischkonserven zuge- 
gangen. In dem für Nahrungsmittelhilfe im Jahre 1975 bereit- 
gestellten Gesamtbetrag an Haushaltsmitteln von 226 Millionen 
RE sind für diese Form der Nahrungsmittelhilfe Mittel noch 
nicht enthalten. 
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B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt vor, 

— 12 000 t Rindfleischkonserven sollten an das Welternäh- 
rungsprogramm und 3 000 t an noch zu bestimmende andere 
internationale Organisationen und an Entwicklungsländer 
geliefert werden, 

— der Rat solle die Kommission zu Verhandlungen mit dem 
Welternährungsprogramm sowie zur Durchführung der Lie- 
ferungen sofort nach Abschluß der Verhandlungen ermäch- 
tigen, 

— die hierdurch verursachten Kosten als Verwaltungsausgaben 
durch die Gemeinschaft zu finanzieren. 


C. Alternativen 

entfallen 

Einmütige Kenntnisnahme 

D. Kosten 

51,3 Millionen RE aus EG-Mitteln, davon 37,6 Millionen RE im 
Jahre 1975 und 13,7 Millionen RE im Jahre 1976. 
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Drucksache 7IZ2^2 


A. Bericht des Abgeordneten Sauter (Epfendorf) 


Die Kommissionsvorschläge wurden mit Schrei- 
ben der Frau Präsidentin vom 18. Oktober 1974 dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend sowie dem Ausschuß für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und dem Haushaltsausschuß 
zur Mitberatung überwiesen. Der federführende 
Ausschuß hat die Vorschläge in seiner Sitzung am 
6. Dezember 1974 und 19. Februar 1975 behandelt, 
der Haushaltsausschuß in seiner Sitzung am 11. De- 
zember 1974 und der Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in seiner Sitzung am 15. Januar 
1975. 

Bei den Vorschlägen geht es um folgendes: 

Zur Zeit befinden sich in Lagern der Interventions- 
stellen große und noch weiter anwachsende Mengen 
von Rindfleisch. Der EG-Kommission sind Bitten um 
Nahrungsmittelhilfe in Form von Rindfleischkonser- 
ven zugegangen. Es erscheint ihr daher zweckmäßig, 
diese Bitten in Erwägung zu ziehen und Grund- 
regeln für die Lieferung von 15 000 t Rindfleisch- 
konserven aufzustellen, und zwar 12 000 t an das 
Welternährungsprogramm und 3 000 t an einige an- 
dere internationale Organisationen und Entwick- 
lungsländerfonds. Die Kommission schlägt dem Rat 
vor, sie zur Eröffnung der entsprechenden Verhand- 
lungen zu ermächtigen und die gemeinschaftliche 
Finanzierung dieser Aktion mit einem Kostenauf- 
wand von rund 51,3 Millionen RE in den Jahren 
1975 und 1976 zu beschließen. 

Der mitberatende Ausschuß für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit hat sich für die Ablehnung der Vor- 
schläge ausgesprochen, weil durch sie der Auf- und 
Ausbau der eigenen Rindfleisdiproduktion und ent- 
sprechende Exportmöglichkeiten zahlreicher Ent- 
wicklungsländer beeinträchtigt würden, überdies 
würden Rindfleischkonserven als Nahrungsmittel 
nur in Ländern akzeptiert, die bereits einen relativ 
hohen Entwicklungsstand haben, nicht aber in den 
relativ rückständigen Ländern, die der Nahrungs- 
mittelhilfe am nötigsten bedürften. Die begrenzten 
Gemeinschaftsmittel für Maßnahmen der Nahrungs- 
mittelhilfe seien für andere Maßnahmen rentabler 


einzusetzen. Ferner solle die langfristige Sicherstel- 
lung einer ausreichenden Agrarproduktion in den 
Entwicklungsländern selbst die höchste Priorität in 
der Entwicklungshilfe erhalten. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat be- 
schlossen, die Vorschläge nicht zur Kenntnis zu neh- 
men, da sie nicht verhandlungsreif seien. Die Auf- 
wendungen für die Nahrungsmittelhilfe der Euro- 
päischen Gemeinschaften sollten sich innerhalb des 
hierfür im Haushalt 1975 vorgesehenen Haushalts- 
ansatzes bewegen. Außerdem müsse befürchtet wer- 
den, daß durch die vorgeschlagenen Maßnahmen die 
Lieferungsmöglichkeiten von Entwicklungsländern, 
die in letzter Zeit eine eigene Rindfleischproduktion 
aufgebaut haben, gestört werden könnten. In den 
Vorschlägen sei auch nicht ausgeführt, an welche 
Länder die Rindfleischkonserven geliefert werden 
sollen und wie sich die Kosten im einzelnen zusam- 
mensetzen. 

Keine Einwendungen sollten dann erhoben werden, 
wenn die Konserven für Länder bestimmt seien, die 
wegen der Erhöhung der Erdölpreise ein erhebliches 
Zahlungsbilanzdefizit hätten. Motiv für die Aktion 
dürfe nur die Not in den betreffenden Ländern sein, 
nicht aber die Entlastung des europäischen Rind- 
fleischmarktes. Im federführenden Ausschuß sprach 
man sich gleichfalls gegen die Einbeziehung von 
Rindfleischkonserven in die Nahrungsmittelhilfe der 
Gemeinschaft aus. Im Rahmen dieser Hilfsmaßnah- 
men müßten aber Milchprodukte den Vorrang ha- 
ben. Ferner wurden entwicklungspolitische Gründe 
gegen die Lieferung von Rinfleischkonserven gel- 
tend gemacht. Für sie bestehe nicht in allen Entwick- 
lungsländern ein Bedarf und sie würden zusätzliche 
Lagerprobleme aufwerfen. 

Der Ausschuß empfiehlt daher, die Vorschläge mit 
der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, daß die Bun- 
desregierung in Brüssel auf ihre Ablehnung drängt 
und dafür eintritt, daß bei der Nahrungsmittelhilfe 
der Gemeinschaft in erster Linie Milch und Milchpro- 
dukte in Betracht kommen. 


Bonn, den 21. Februar 1975 


Sauter (Epfendorf) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle besdiließen, 

die Vorsdiläge der EG -Kommission — Drucksadie 7/2651 — mit der Maßgabe 
zur Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, diesen Vor- 
schlägen bei den Verhandlungen in Brüssel nicht zuzustimmen und dort dafür 
einzutreten, daß die Nahrungsmittelhilfe der Europäischen Gemeinschaft für 
internationale Organisationen und Entwicklungsländer in erster Linie Milch und 
Milchprodukte zum Gegenstand hat. 


Bonn, den 21. Februar 1975 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Sauter (Epfendorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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